
„Das manische Schauen
auf Arbeit macht uns alle krank“
 Götz Werner, 62, Gründer und Chef der d-Drogeriemarktkette, eröffnete 1973 sein erstes Geschäft.
Heute arbeiten bei ihm eurpaweit 23.000 Mitarbeiter in 1600 Filialen

Von Arno Luik

Er war mal ein ganz normaler Kapitalist - immer auf der Jagd nach mehr. Dann las er Schil-
ler und Goethe. Jetzt will Götz Werner, Chef der Drogeriekette dm, Revolutionäres: ein
Grundeinkommen für alle - von der Wiege bis zur Bahre.

Herr Werner, Sie lieben Tabubrüche, Sie sagen: „Es ist eine gute Sache, wenn die Menschen
nicht arbeiten müssen!“
Ja, es ist doch eine großartige Sache, von diesem Zwang zur Arbeit befreit zu sein. Die Zeiten sind
vorbei, dass wir - wie nach dem Sündenfall - im Schweiße unseres Angesichts das Brot verdienen
müssen. Der Mensch hat die fünfte Schöpfung geschaffen - nämlich die Maschinen. Diese Maschi-
nen sind unsere modernen Sklaven. Und es ist wunderbar, diesen Sklaven bei der Arbeit zuzuschau-
en. Es ist ein Genuss zu sehen, wie die Roboter in den Autofabriken die Karosserien zusammen-
schweißen, da meinen Sie, Titanen wären am Werk. Es ist also unsinnig, wenn etwa Bergarbeiter
um ihre Knochenjobs kämpfen, dafür, dass sie in 2000 Meter Tiefe bei Hitze krankmachenden
Feinstaub einatmen.

Es ist einfach so: Man ist in der Gesellschaft nur etwas wert, wenn man arbeitet, wenn man
Werte schafft. Das schafft auch Selbstwert.
Ja - denn wir leben immer noch nach dem alten, nicht mehr zeitgemäßen Gebot: „Wer nicht arbeitet,
soll auch nicht essen!“ Da waren die alten Griechen schon viel weiter. Bei ihnen war die Muße das
Ziel, nicht die Arbeit. Ich kann also das Gerede um die Schaffung neuer Arbeitsplätze kaum mehr
hören.

Jetzt sagen Sie bloß noch: Arbeitslosigkeit ist eine Chance.

Ja, so ist es.
Sozial ist, was Arbeit schafft, rufen die Politiker!
Die Politiker sind vernagelt. Von ihnen sind kaum Ideen zu erwarten, die uns weiterbringen. Sie sind
narkotisiert vom Vollbeschäftigungswahn. Wir müssen diese neue Wirklichkeit akzeptieren: Die
Zeiten der Vollbeschäftigung sind endgültig vorbei. Vollbeschäftigung ist ein Mythos. Eine Lüge.

Aufgabe der Wirtschaft ist es doch, Arbeitsplätze zu schaffen.
Nein. Das ist Unsinn. Die Wirtschaft ist keine sozialtherapeutische Beschäftigungsveranstaltung.
Kein Unternehmer geht in seinen Laden und fragt sich: Wie schaffe ich neue Arbeitsplätze? Er fragt
sich stattdessen: Wie kann ich möglichst effizient produzieren und wie rationalisieren, wie kann ich
das Optimale für meine Kunden schaffen? Aufgabe der Wirtschaft, abgesehen von der Güter-
produktion, ist es, die Menschen von Arbeit zu befreien.

So betrachtet, steht die deutsche Wirtschaft großartig da!
Ja. Wir leben in paradiesischen Zuständen. Die Frage ist, wie wir es fertig bringen, allen Menschen
den Zugang zu dem zu ermöglichen, was die Gesellschaft hervorbringt. Nach 5000 Jahren Mangel,



Mangel, der genetisch in uns zu sein scheint: Zum ersten Mal in der Menschheitsgeschichte leben
wir im Überfluss. Aber die Menschen schaffen es nicht, mit dieser neuen Wirklichkeit klarzukom-
men. Sie sind in einem Erfahrungsgefängnis.

 Drei Denkmodelle: Geld für alle
Sie haben ganz einfach Angst, ein Hartz-IV-Fall zu werden.
Ja. Und das ist ein großes Problem. Sie haben Angst, stigmatisiert zu werden. Nutzlos zu sein.
Dieses manische Schauen auf Arbeit macht uns alle krank. Und was ist denn Hartz IV? Hartz IV ist
offener Strafvollzug. Es ist die Beraubung von Freiheitsrechten. Hartz IV quält die Menschen,
zerstört ihre Kreativität. Es ist ein Skandal, dass eine rot-grüne Regierung dieses destruktive Ele-
ment in die Gesellschaft gebracht hat.

Das war notwendig, heißt es allenthalben, um aus der Krise herauszukommen!
Aha! Was für eine Krise? Wir haben keine Wirtschaftskrise.

Wie bitte?
Wir haben eine Denkkrise. Dass wir so viele Arbeitslose haben, zeigt die Stärke und die Effizienz
unserer Wirtschaft.

Sie sind ein Zyniker.
Nein, ganz im Gegenteil. Ich bemühe mich, den Menschen zu helfen. Niemand muss ins soziale
Abseits rutschen, wir können alle Erwerbslosen versorgen. Dazu müssen wir lernen, radikal, revolu-
tionär zu denken.
Dann verraten Sie, was getan werden muss!
Einkommen und Arbeit sind in unserem Wirtschaftssystem aneinander gekoppelt. Das ist nicht mehr
zeitgemäß. Wir brauchen kein Recht auf Arbeit. Wir brauchen ein Recht auf Einkommen. Auf ein
bedingungsloses Grundeinkommen. Den Menschen muss man Geld in die Hand geben - von der
Wiege bis zur Bahre -, unbürokratisch, ohne Auflagen, ohne Formulare.

Wie schön!
Ja, sehr schön. Spotten Sie nicht, denken Sie stattdessen! Wir brauchen das Bürgergeld - für jeden.

Sie wollen jedem ein paar hundert Euro monatlich in die Hand geben, einfach so?
Ja, nicht nur ein paar hundert Euro, sondern so viel, dass jeder, bescheiden zwar, aber in Würde
leben kann. Dass jeder am gesellschaftlichen und kulturellen Leben teilnehmen kann. Und damit
erreichen Sie auch, dass es Arbeitslosigkeit als Problem nicht mehr gibt, dass niemand mehr stigma-
tisiert werden kann.

Wie hoch soll dieses Bürgergeld sein?
Ich denke, es sollten 1500 Euro sein. Stellen Sie sich mal vor, was für eine Gesellschaft sich entwik-
keln würde - eine Gesellschaft ohne Existenzangst!



Es klingt verführerisch, aber ist es auch machbar - ein Grundeinkommen für jeden Bürger?
Ein Leben ohne Angst vor dem Absturz? Ökonomen sagen: Ja!

Eine Idee greift um sich: das Thema „Grundeinkommen“. Selbst Bundespräsident Horst Köhler
sprach sich vor kurzem dafür aus. Neben dem Modell des Drogerieunternehmers Götz Werner gibt
es drei ausgearbeitete Konzepte: das von Thomas Straubhaar, dem Leiter des Hamburgischen
Weltwirtschafts-Instituts, das so genannte Ulmer Modell des pensionierten Pharmaprofessors Helmut
Pelzer und das Modell des Ökonomen Joachim Mitschke.

Nur ein Betrag
Sie eint die Idee, die verschiedenen staatlichen Leistungen von Kindergeld über Arbeitslosen- und
Wohngeld bis Bafög abzuschaffen und durch einen einzigen Betrag zu ersetzen, den alle bekommen.
Ihr grundlegendes Motiv: allen Bürgern, egal ob beschäftigt oder nicht, eine Teilnahme am gesell-
schaftlichen Leben in Würde zu ermöglichen. Gleichzeitig versprechen sich die Verfechter einen
Abbau von Bürokratie.  In der Höhe des proklamierten Grundeinkommens unterscheiden sich die
Modelle: Werner schlägt bis zu 1500 Euro für jeden Erwachsenen vor. Straubhaar will 625 Euro für
alle, also auch für jedes Kind. Das Ulmer Modell sieht 600 Euro plus Kindergeld vor, Ökonom
Mitschke geht von rund 1000 Euro für Alleinlebende aus, dazu kommen Zuschläge für Kinder,
Ausbildung, Wohnung.

Finanzierung wäre möglich
Wer soll das aber bezahlen? Auch dazu gehen die Meinungen auseinander. Drogeriemarktchef
Werner will die Mehrwertsteuer langfristig auf 50 Prozent erhöhen - dafür sollen alle anderen
Steuern wegfallen. Straubhaar hat ausgerechnet, dass sein Modell 600 Milliarden Euro kostet.
Finanzieren will er dies über je 25 Prozent Mehrwertsteuer und Einkommenssteuer. Das Ulmer
Modell sieht vor, alle Steuern und Sozialversicherungsabgaben wie heute zu belassen und die Mehr-
kosten über eine Zusatzabgabe von 2,7 Prozent des Bruttolohns zu finanzieren. Ökonom Mitschke
schlägt ein dreistufiges Steuermodell vor (15, 22 und 30 Prozent); Steuern müssten außerdem erst
bezahlt werden ab 1500 Euro Einkommen.
Auch wenn die Überlegungen revolutionär anmuten und die Frage der Finanzierung in allen Model-
len noch weiter zu diskutieren ist - sie sind alles andere als umstürzlerisch. Letzlich sorgen sich die
Professoren und Unternehmer um den Fortbestand des Gemeinwohls. Sie gehen davon aus, dass die
Massenarbeitslosigkeit erhalten bleibt. Das Grundeinkommen, sagt Straubhaar, soll sicherstellen,
dass sich „das untere Drittel der Gesellschaft nicht mit den restlichen zwei Dritteln in die Haare
gerät. Es sorgt dafür, dass der Gutverdienende und der Kapitalist in Ruhe ihre Arbeit machen kön-
nen“. Der Erfinder des Ulmer Modells nennt als Ziel „ein Leben in Menschenwürde“.

CDU und SPD ohne Ideen
Und die Parteien? Während Linkspartei und Grüne Modelle favorisieren, deren Höhe über dem
Existenzminimum liegen und Zwang zur Arbeit ablehnen, orientiert sich das Bürgergeld der FDP an
Hartz IV. Auf der Homepage der CDU findet man in den letzten fünf Jahren keinen einzigen Eintrag
zum Grundeinkommen - genau so wie bei der Arbeiterpartei SPD.
Markus Grill, Arno Luik
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